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Pro Bürgerbus NRW e.V.

Hinweise zum Vereinsrecht und zur Mustersatzung für Bürgerbusvereine

Eines der grundlegenden Rechte ist das, sich versammeln und sich zusammenschließen zu können, um gemeinsam ein bestimmtes Ziel zu verfolgen. Unter welchen Voraussetzungen diese Vereinigung möglich und anerkannt wird, ist in den Paragraphen 21 bis 79 des Bürgerlichen Gesetzbuches BGB festgehalten. Es gibt auch ein Vereinsgesetz, das allerdings im Wesentlichen nur regelt, inwieweit Vereine eingeschränkt werden können, die illegale Zwecke verfolgen. Für die normale Vereinsarbeit ist das Vereinsgesetz uninteressant.

Das BGB unterscheidet ideelle und wirtschaftliche Vereine. Ein wirtschaftlicher Verein ist z.B. jede GmbH oder AG. Er erhält seine Rechtskraft durch staatliche Verleihung. Ein ideeller Verein verfolgt dagegen nicht in erster Linie einen wirtschaftlichen Zweck. Er kann aber einer wirtschaftlichen Tätigkeit nachgehen, um den ideellen Hauptzweck erreichen zu können.

Bei den ideellen Vereinen unterscheidet man wiederum den eingetragenen und den nicht eingetragenen Verein. Der eingetragene Verein (e.V.) ist eine juristische Person, die ihre Rechtsfähigkeit durch Eintragung in das Vereinsregister erhält. Der e.V. kann als eigenständige Körperschaft z.B. Eigentum erwerben oder Rechtsgeschäfte und Verträge abschließen Dementsprechend haftet der eingetragene Verein auch lediglich mit seinem Vereinsvermögen für Schäden, die von Organen des Vereins, z.B. einem Vorstandsmitglied, verursacht werden. Der nicht eingetragene Verein ist dagegen nicht rechtsfähig, d.h. Rechtsgeschäfte kann nicht der Verein für sich abschließen, sondern nur alle Mitglieder gemeinsam.

Vereine können gemeinnützig sein, wenn sie ausschließlich, unmittelbar und selbstlos einen Zweck verfolgen, der in den §§ 52 bis 54 der Abgabenordnung genannt wird. Die Gemeinnützigkeit muss durch das örtliche Finanzamt anerkannt werden. Bisher ist für keinen Bürgerbusverein in NRW die Gemeinnützigkeit auf Dauer anerkannt worden, da die Abgabenordnung den Bürgerbusbetrieb nicht kennt und viele Bürgerbusvereine auf eigene Rechnung wirtschaftlich tätig sind.

Jeder Verein muss sich durch eine Satzung eine Verfassung geben. Der Mindestinhalt der Satzung ist in § 57 BGB aufgeführt. § 58 BGB nennt weitere Regelungen, die in der Satzung aufgegriffen werden sollen. In der anhängenden Aufstellung sind diese gesetzlichen Anforderungen aufgeführt.

Die Mustersatzung für Bürgerbusvereine ist lediglich eine Anregung und enthält keine verbindlichen Vorgaben. Sie ist auch nicht juristisch überprüft, sondern das Ergebnis aus dem Vergleich verschiedener Satzungen von Bürgerbusvereinen. Die Mustersatzung enthält nur in den §§ 2, 3 und 8 spezifische Inhalte für den Bürgerbuszweck. Alle anderen Paragraphen sind unspezifisch und könnten praktisch für alle Vereine gelten. Natürlich können die vorgeschlagenen Regelungen auch anders gefasst werden. Hierzu folgende Anmerkungen:

· zu § 2 Zweck und Aufgaben
Zwischenzeitlich hat ein Registergericht den in der Mustersatzung formulierten Vereinszweck nicht als geeignet anerkannt hat, um einen ideellen Verein zu gründen. Im Wesentlichen ging es darum, dass aus Sicht des Rechtspflegers vor allem mit Absatz 2 Nr. 1 ein wirtschaftlicher Betrieb als Zweck genannt wird. Ggf. kann es daher sinnvoll sein, z.B. die Nrn. 1 und 5 aus dieser Regelung zu streichen.
· zu § 5 Beiträge und Zuwendungen

Inwieweit Beiträge von den Mitgliedern erhoben werden, sollte auf der Mitgliederversammlung selber festlegt werden. Teilweise wird davon abgesehen, da der Verein durch die Organisationspauschale finanziert wird. In anderen Fällen werden Beiträge nur von den passiven Mitgliedern erhoben, die im Verein nicht als Fahrerin oder Fahrer oder anders aktiv engagiert sind.

· zu § 8 Vorstand, Zuständigkeit, Wahl und Amtsdauer

Der geschäftsführende Vorstand nach § 26 BGB wird beim Registergericht eingetragen. Änderungen in seiner Zusammensetzung müssen über einen Notar beim Gericht gemeldet werden. Es empfiehlt sich also, den geschäftsführenden Vorstand klein zu halten. Die Positionen können auch anders benannt werden. So nimmt der Vorsitzende oder sein Stellvertreter oft die Aufgaben eines Geschäftsführers wahr, andererseits könnte z.B. der Fahrerbetreuer hier aufgeführt werden.

Um wie viele Beisitzer der Vorstand ergänzt wird, steht natürlich frei. Dass in den Vorstand ein Vertreter der Stadt/Gemeinde aufgenommen wird, ist lediglich eine Anregung. Um eine reibungslose Kooperation zu gewährleisten, kann sich eine solche Verknüpfung allerdings empfehlen.

Die Amtsdauer kann frei gewählt werden. Eine zu lange Amtsdauer kann evtl. interessierte Kandidaten abschrecken, die sich zunächst nicht zu lange binden wollen. Eine alternierende Amtsperiode empfiehlt sich, wenn man verhindern möchte, dass der Vorstand vollständig abgewählt werden kann.

· zu § 9 Ordentliche Mitgliederversammlung

Die Mitgliederversammlung sollte unabhängig von der Anzahl der erschienen Mitglieder beschlussfähig sein, um nicht unter Umständen mehrmals einladen zu müssen. Gerade bei großen Vereinen mit vielen passiven Mitgliedern wird oft nur ein relativ geringer Teil zur Mitgliederversammlung erscheinen.

Die erforderlichen Mehrheitsverhältnisse für Beschlüsse können anders festgelegt werden.

· zu § 11 Kassenprüfer

Bei nicht so großen Vereinen ist es wichtig, dass ein Kassenprüfer das Amt nach einigen Jahren wieder ausüben kann, damit die potenziellen Kandidaten nicht ausgehen.

Die Gründung eines Vereins, der eingetragen werden soll, geschieht dadurch, dass die Satzung von mindestens 7 Personen bei einer Gründungsversammlung beschlossen und anschließend unterzeichnet wird. Der Gründungsakt muss protokolliert werden, das Protokoll ist vom vorher gewählten Versammlungsleiter und vom Protokollführer zu unterschreiben. Das Protokoll muss auch die Ergebnisse der Vorstandswahl dokumentieren.

Von der Gründungsversammlung sollte der Vorstand auch ermächtigt werden, Änderungen und Ergänzungen der Gründungssatzung vorzunehmen, von denen das Registergericht die Eintragung in das Vereinsregister abhängig macht, soweit sich die Abänderungen nicht auf die Bestimmungen über den Zweck  des Vereins, über bei Wahlen und Beschlüssen notwendige Mehrheiten und über den Anfall des Vereinsvermögens bei Auflösung beziehen. Ansonsten ist für jede Änderung der Satzung die notwendige Mehrheit bei einer Mitgliederversammlung herzustellen. Auch dieser Ermächtigungsbeschluss ist zu protokollieren.
Zur Eintragung ist die unterzeichnete Satzung sowie das Gründungsprotokoll einem Notar vorzulegen, der die Unterschriften des geschäftsführenden Vorstandes beglaubigen muss. In der Regel ist daher die Anwesenheit des gesamten geschäftsführenden Vorstandes erforderlich.
Es kann sich empfehlen, die beabsichtigte Gründung und den Satzungsentwurf vorab mit dem Notar oder dem Registergericht zu besprechen.
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Pro Bürgerbus NRW e.V.

Satzung eines eingetragenen Vereins nach BGB

Mindestanforderungen an die Satzung, § 57 BGB
Zweck, Name und Sitz des Vereins


(Der Name soll sich von Namen anderer Vereine in der gleichen Gemeinde deutlich unterscheiden)

Absicht, den Verein eintragen zu lassen

Sollanforderungen an die Satzung, § 58 BGB 

Eintritt und Austritt der Mitglieder

Beiträge der Mitglieder

Bildung des Vorstandes

Voraussetzungen und Form der Berufung der Mitgliederversammlung

Beurkundung von Beschlüssen

Anmeldung zur Eintragung, § 59 BGB
Anmeldung zur Eintragung durch den Vorstand


(Der geschäftsführende Vorstand nach § 26 BGB nimmt die Anmeldung beim Notar vor)

Einzureichen sind

· Die Satzung im Original und in Kopie
(Die Satzung muss von mindestens 7 Mitgliedern unterschrieben sein)

· Kopie der Urkunde über die Vorstandsbestellung (Protokoll der Gründungsversammlung)
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Muster

S a t z u n g

des (Name Bürgerbusverein)

in der Stadt/Gemeinde

§ 1

Name und Sitz

Der Verein führt den Namen "(Name Bürgerbusverein)". Er hat seinen Sitz in der Stadt/Gemeinde (Name).

Der Verein soll in das Vereinsregister beim Amtsgericht (Name) eingetragen werden. Nach der Eintragung wird er den Zusatz „e.V.“ führen.

§ 2

Zweck und Aufgaben

(1)
Zweck des Vereins ist die Förderung der Mobilität der ländlichen Bevölkerung und die Ergänzung und Förderung des öffentlichen Nahverkehrs in (Stadt/Gemeinde). 

(2)
Der Satzungszweck wird insbesondere verwirklicht durch folgende Maßnahmen: 

1.
Abwicklung des öffentlichen Linienverkehrs im Rahmen des Projektes "Bürgerbus" auf der dafür vorgesehenen und genehmigten Linie im Gebiet der (Stadt/Gemeinde) für die Inhaberin und Betriebsführerin im Sinne des Perso​nenbeförderungsgesetzes der zuvor genannten Linie. 

2.
Information und Interessenvertretung der Bevölkerung gegenüber Behörden und dem Verkehrsunternehmen. 

3.
Bürgerkontakt und Öffentlichkeitsarbeit.

4.
Entgegennahme von Informationen und Anregungen der Bürger und deren Umsetzung. 

5.
Vorgabe und Erarbeitung der Linienführung, Fahrpläne, Haltestelleneinrichtungen sowie Abstimmung der An​schlüsse zum Linienverkehr in Zusammenarbeit mit dem Verkehrsunternehmen und der (Stadt/Gemeinde). 

6.
Werbung, Einsatz und Betreuung ehrenamtlich tätiger Fahrer. 

(3)
Der Verein ist selbstlos tätig, er verfolgt keine eigenwirtschaftlichen Ziele. 

Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsgemäßen Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. 

Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

§ 3

Erwerb der Mitgliedschaft

(1)
Mitglied des Vereins kann jede natürliche oder juristische Person werden. Bei Minderjährigen ist der Aufnahmeantrag auch von den gesetzlichen Vertretern zu unterzeichnen. Zur Aufnahme in den Verein ist eine schriftliche Anmeldung an den Vorstand zu richten. Der Vorsitzende oder ein von ihm benanntes Vorstandsmitglied bestätigt dem neuen Mitglied die Aufnahme. 

(2)
Über den Aufnahmeantrag entscheidet der Vorstand. Die Ablehnung des Antrages bedarf keiner Begründung. 

(3)
Mitglieder, die als ehrenamtliche Fahrer eingesetzt werden, müssen das 21. Lebensjahr vollendet haben und über die erforderlichen Fahrerlaubnisse nach der Fahrerlaubnis​verordnung verfügen.

§ 4

Beendigung der Mitgliedschaft

Die Mitgliedschaft endet durch Tod, Ausschluss oder Austritt bzw. Auflösung einer juristischen Person. Der Austritt erfolgt durch schriftliche Erklärung gegenüber dem Vorstand. Er ist jederzeit ohne Wahrung einer Kündigungs​frist zulässig. Ein Mitglied kann aus dem Verein ausgeschlos​sen werden, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. Ausschließungs​gründe sind insbesondere:

a)
grobe Verstöße gegen Beschlüsse und Anordnungen der Vereinsorgane sowie gegen das Vereinsinteresse, 

b)
unehrenhaftes Verhalten innerhalb und außerhalb des Vereins.

Über den Ausschluss entscheidet der Vorstand. Zur Beschlussfassung ist eine Mehrheit von 2/3 aller Mitglieder des erweiterten Vorstandes erforderlich. Dem Mitglied ist vor der Beschlussfas​sung Gelegenheit zur Rechtfertigung zu geben. Gegen den Ausschluss ist ein Einspruch möglich über den die nächste Mitgliederversammlung entscheidet. Der Einspruch muss mit Begründung spätestens 14 Tage nach dem Empfang der Mitteilung über den Ausschluss schriftlich an den Vorstand erfolgen. 

§ 5

Beiträge und Zuwendungen

Über die Erhebung von Mitgliedsbeiträgen und die eventuelle Höhe entscheidet die Mitgliederversammlung. Über die Verwen​dung von zweckgerichteten Zuwendungen entscheidet der Vor​stand. 

§ 6

Geschäftsjahr

Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

§ 7

Vereinsorgane

Organe des Vereins sind

a) der Vorstand und 

b) die Mitgliederversammlung. 

§ 8

Vorstand, Zuständigkeit, Wahl und Amtsdauer

(1)
Der Vorstand ist der geschäftsführende Ausschuss des Vereins. Der geschäftsführende Vorstand im Sinne des § 26 BGB setzt sich zusammen aus:


- 
dem Vorsitzenden, 


- 
dem stellvertretenden Vorsitzenden,

-
dem Geschäftsführer,


- 
dem Kassenwart, 

Mehrere Ämter können in einer Person vereinigt werden. Der geschäftsführende Vorstand besteht aus mindestens 3 Personen.

Der geschäftsführende Vorstand kann zu seiner Entlastung um bis zu vier stimmberechtigte Beisitzer erweitert werden. Dem erweiterten Vorstand gehört ein Vertreter der (Stadt/Gemeinde) an

Vertretungsberechtigt sind jeweils zwei Vorstandsmitglieder gemeinschaftlich, unter denen sich der Vorsitzende oder der stellvertretende Vorsitzende befinden muss.

(2)
Der Vorstand führt die Geschäfte ehrenamtlich, soweit Fragen des Busbetriebs betroffen sind im Benehmen mit dem Verkehrsunternehmen und der (Stadt/Gemeinde) abzustimmen. 

Der Vorstand ist berechtigt, ein Vereinsmitglied zur Vornahme von bestimmten Rechtsgeschäften und Rechtshandlungen für den Verein zu ermächtigen. Bei wesentlichen Angelegenheiten ist der Vorsitzende rechtzeitig zu informieren.

Weitere Ämter und Aufgaben verteilt der Vorstand unter sich. Bei Bedarf kann er Ausschüsse bilden.

(3)
Der Vorstand wird, mit Ausnahme des Vertreters der (Stadt/Gemeinde), für die Dauer von zwei Jahren von der Mitglie​derversammlung gewählt. Bei der erstmaligen Wahl werden der Vorsitzende und der Geschäftsführer für die Dauer von drei Jahren gewählt. Die gewählten Vorstandsmitglieder bleiben jedoch bis zur Neuwahl im Amt. Die Wiederwahl ist zulässig. Die Wahlen müssen auf Antrag eines Mitgliedes schriftlich in geheimer Abstimmung erfolgen.

Der Vertreter der (Stadt/Gemeinde) wird vom Bürgermeister der (Stadt/Gemeinde) im Einvernehmen mit dem gewählten Vorstand als geborenes Vorstandsmitglied bestellt. Die Mitgliedschaft des Vertreters der (Stadt/Gemeinde) muss bei jeder Neuwahl des Vorstandes bestätigt werden.

Scheidet ein Mitglied des Vorstandes vorzeitig aus, so kann der Vorstand für die Zeit bis zur nächsten ordentlichen Mitgliederversammlung einen Nachfolger aus den Reihen des Vereins wählen.

(4)
Der Vorstand ist für alle Angelegenheiten des Vereins zuständig, soweit sie nicht durch die Satzung einem anderen Organ des Vereins übertragen sind. Insbesondere hat er folgende Aufgaben:

1. Vorbereitung und Einberufung der Mitgliederversammlung sowie Aufstellung der Tagesordnung, 

2. Ausführung von Beschlüssen der Mitgliederversammlung,

3. Beschlussfassung über die Aufnahme von Mitgliedern. 

Der Vorstand entscheidet mit einfacher Mehrheit. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag. 

Über die Beschlüsse des Vorstandes ist ein Protokoll zu fertigen, das vom Vorsitzenden und von dem zu bestellenden Protokollführer unterzeichnet werden muss.

(5)
Der Vorstand kann zu seiner Sitzung Vertreter des Ver​kehrsunternehmens oder anderer Institutionen sowie andere Berater hinzuziehen. 

(6)
Der Vorstand kann Verpflichtungen für den Verein nur in der Weise begründen, dass die Haftung der Mitglieder auf das Vereinsvermögen beschränkt ist. Demgemäß soll in allen im Namen des Vereins zu schließenden Verträgen oder sonstigen abzugebenden Verpflichtungserklärungen die Bestimmung aufgenommen werden, dass die Vereinsmitglieder für die daraus entstehenden Verbindlichkeiten nur mit dem Vereinsvermögen haften. 

(7)
Die Haftung des persönlich Handelnden sowie des Vorstandes aus einem Rechtsgeschäft, das im Namen des Vereins einem Dritten gegenüber vorgenommen wird, ist ausgeschlossen.

§ 9

Ordentliche Mitgliederversammlung

(1)
Die ordentliche Mitgliederversammlung findet einmal jährlich statt. 

(2)
Die Mitgliederversammlung beschließt über 

1. den Jahresbericht des Vorstandes,

2. den Rechenschaftsbericht der Kassenprüfer,

3. die Entlastung des Vorstandes,

4. die Wahl des Vorstandes, 

5. die Anträge des Vorstandes und der Mitglieder,

6. die Änderung der Satzung,

7. die Auflösung des Vereins,

8. den Einspruch eines Mitgliedes gem. § 4.

(3)
Die Einberufung der Mitgliederversammlung erfolgt durch den Vorstand mit schriftlicher Einladung unter Bekanntgabe der Tagesordnung 14 Tage vor dem Termin der Versammlung. Die vom Vorstand festgelegte Tagesordnung kann durch Beschluss der Mitgliederversammlung geändert und ergänzt werden. Ein Antrag auf Ergänzung der Tagesordnung muss rechtzeitig vor der Versammlung beim Vorsitzenden einge​reicht werden. Die Tagesordnung kann nicht um Satzungsänderungen und die Auflösung des Vereins erweitert werden.
(4)
Den Vorsitz der Mitgliederversammlung führt der Vorsitzen​de, bei dessen Verhinderung sein Stellvertreter.

Die Mitgliederversammlung ist beschlussfähig, wenn sie ordnungsgemäß einberufen ist. Die Beschlussfähigkeit ist unabhängig von der Anzahl der anwesenden Mitglieder gegeben. 

Die Mitgliederversammlung fasst ihre Beschlüsse mit einfa​cher Stimmenmehrheit, soweit nicht die Satzung anderes vorsieht. Kommt im Falle einer Wahl keine einfache Mehrheit zusammen, so entscheidet in einem zweiten Wahlgang die relative Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag. Bei Beschlüssen über die Änderung der Satzung und die Auflösung des Vereins ist eine Stimmenmehrheit von 3/4 der erschienenen Mitglieder erforderlich.

(5)
Ein vom Vorstand zu bestellender Protokollführer fertigt über die Mitgliederversammlung eine Niederschrift an, die von ihm und dem Vorsitzenden zu unterschreiben ist.

§ 10

Außerordentliche Mitgliederversammlung

Der Vorstand kann außerordentliche Mitgliederversammlungen einberufen, wenn dies im Interesse des Vereins erforderlich ist. Eine derartige Versammlung ist einzuberufen, wenn dieses mindestens 10 % der Mitglieder vom Vorstand schriftlich und unter Angabe der Gründe verlangen. Für die außerordentliche Mitgliederversammlung gelten die Bestimmungen über die ordent​liche Mitgliederversammlung entsprechend.

§ 11

Kassenprüfer

(1)
Zwei Mitglieder des Vereins werden als Kassenprüfer durch die ordentliche Mitgliederversammlung für die Dauer von zwei Jahren gewählt. Bei der erstmaligen Wahl wird einer der beiden Kassenprüfer nur für ein Jahr gewählt. Eine Wiederwahl ist frühestens vier Jahre nach der letztmaligen Ausübung dieses Amtes möglich.

(2)
Die Kassenprüfer dürfen nicht dem Vorstand angehören. Die Kassenprüfer geben ihren Rechenschaftsbericht in der einmal jährlich stattfindenden ordentlichen Mitglieder​versammlung ab. 

§ 12

Auflösung des Vereins

Bei der Auflösung oder Aufhebung des Vereins fällt das Vereinsvermögen an die (Stadt/Gemeinde) unter der Auflage, dass die (Stadt/Gemeinde) dieses unmittelbar und ausschließlich für zur Förderung der Mobilität der (Stadt/Gemeinde) zu verwenden hat, sofern es nicht zur Begleichung der Schulden des Vereins gebraucht wird. 

Ort, Datum
Unterschriften von mindestens 7 Gründungsmitgliedern
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